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Editorial 

liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

-
Sie halten ein „tacheles SP":: 
ZIAL" zum Thema Zusat: 
versorgung im öffentliche 
Dienst in Händen. Waru 
jetzt und mit welcher Aus­
sage veröffentlichen w 

solch ein „SPEZIAL"? 
Schließlich liegt die gro~ 
Reform der Zusatzverso•­

gung im öffentlichen Dien 
16 Jahre zurück. Damals 
im Herbst 2007, titelte 

wir auf unserem Flugb!ar 
„Rettung der Zusatzver­
sorgung!?" Die ist dama < 

tatsächlich gelungen unc 
seither ist die Zusatzver­
sorgung in erfreulich ruh -
gen Gewässern gesegel 
„Ruhige Gewässer" sinc 
aber eigentlich keine Nac"· 
richt wert und erst rechi: 

kein Sonderheft unseres tacheles. Allerdings: Nachdem wir in den Jahren 2015 mit de 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) sowie 2016 mit Bund und Kommunen kle­
nere Operationen an der Zusatzversorgung vorgenommen hatten, haben wir fest­
gestellt, dass die Zusatzversorgung unseren Mitgliedern einerseits sehr am Herze 
liegt, was angesichts der Bedeutung dieser Einrichtung auch nur zu verständlich ist 
dass aber andererseits oftmals wenig Kenntnisse über Aufbau und Wirkungsweise 
der Zusatzversorgung vorhanden sind. 
Das hat verschiedentlich zu Irritationen bei den Beschäftigten geführt, die mit der 
durch und durch positiven Realitäten beim System der Zusatzversorgung für de 
öffentlichen Dienst nichts zu tun haben. Sachliche Aufklärung ist in diesem Fall das 
beste Mittel, um Irritationen zu beseitigen. 
Deshalb erläutern wir in diesem Heft die Basics 
in Sachen Zusatzversorgung und werfen dabei 
noch einen Blick über die Realitäten des öffentli­
chen Dienstes hinaus, wenn wir der Frage nachge­
hen, welche Optionen eigentlich unsere Kollegen 
in den privatisierten Bereichen haben. Aus mei­
ner Sicht wird dabei zweierlei deutlich: Zunächst 
wird klar, wie gut und verlässlich die Zusatzver­
sorgung im öffentlichen Dienst ist, und außerdem 
zeigt sich - einmal mehr-, dass viele Privatisie­
rungen nur das Ziel hatten, am Personal zu spa­
ren - auch mit Blick auf die Altersvorsorge. Hier 
in den unterschiedlichen Branchen für Besserung 
zu sorgen, wird eine der wichtigen Aufgaben der 
nächsten Jahre sein. 

Mit freundlichen Grüßen 

Willi Russ 

JJHJ JJi'.~l 
Das schnelle Info •••itunio· 
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Willi Russ, Fachvorstand Tarifpolitik des dbb 

„Die Zusatzversorgung ist 
langfristig stabil!" 

tacheles SPEZIAL: Mitte der 80er Jahre 
plakatierte der damalige Bundesarbeits­
minister Norbert Blüm auf Litfaßsäulen 
den Spruch: „Denn eins ist sicher: Die 
Rente." Braucht die Zusatzversorgung 
bald eine ähnliche Imagekampagne? 

Russ: Diese Notwendigkeit sehe ich nicht. 
Erstens, weil die Zusatzversorgung des 
öffentlichen Dienstes ein gut funktionie­
rendes System ist, und zweitens hat sie 
das Glück, nicht Gegenstand von Bundes­
tagswahlkämpfen zu sein. Die Sicherheit 
von Rentensystemen hängt viel mit Ver­
trauen zusammen. Wahlkampfslogans 
wie der von Blüm stellen selten eine ver­
trauensbildende Maßnahme dar. 

tacheles SPEZIAL: Aber auch das - wie 
Sie sagen - „gut funktionierende Sys­
tem" der Zusatzversorgung hat gelegent­
lich Reformbedarf. Und bei der Diskussion 
darüber soll es zwischen den Tarifpart­
nern teilweise sehr kontrovers zugegan­
gen sein?! 

Russ: So ist es. Aber was ist daran 
schlimm? Die Zusatzversorgung gibt es 

seit 1929. Klar, dass es hier gelegentlich 
Reformbedarf gab. Und klar ist auch, dass 
vor dem Ergebnis die Kontroverse steht. 
Ich gehe sogar so weit, zu sagen, dass die 
Tarifpartner in vorbildlicher Weise dafür 

"l 

gesorgt haben, dass die Zusatzversorgung 
aktuell, in schwierigen weltwirtschaftli­
chen zusammenhängen, so gut dasteht. 
In den Einkommensrunden 201S und 2016 
haben wir erst mit den Ländern und dann 
mit Bund und Kommunen den von Ihnen 
erwähnten Reformbedarf aufgelöst. 

tacheles SPEZIAL: Und wie lange werden 
die gefundenen Lösungen halten? 

Russ: Dazu zwei Wahrheiten in aller Klar­
heit. 
Erstens: Die Zusatzversorgung des öffent­
lichen Dienstes war und ist eine der bes­

ten und zuverlässigsten Vorsorgesysteme. 
Und sie wird es auch in Zukunft sein. Ihre 
Stabilität hat sie in den letzten Jahren 
nachdrücklich unter Beweis gestellt, als 
ihr die diversen weltwirtschaftlichen Kri­
sen nichts anhaben konnten. Wir tragen 
hier eine hohe Verantwortung - Arbeit­
geber wie Arbeitnehmer. Und so gerne ich 
in Tarifauseinandersetzungen auch einmal 
zuspitze und polemisiere, unser Zusatz­
versorgungssystem sollten wir auch wei­
terhin in aller Sachlichkeit pflegen. Es 
taugt nicht für zugespitzte Tarifauseinan­
dersetzungen. 
zweitens: Damit hängt aber auch eng 
zusammen, dass wir bereit sind, die 
Zusatzversorgung zukunftsfähig zu hal­
ten. Das jedoch geht nicht allein mit 

starken Worten. 

1 
.li -_!!!!_ .... ~ - - Dazu brauchen wir 

Lösungen, die die 
Finanzierung des 
Systems dauerhaft 
sicherstellen. Oft 
müssen wir dazu 
selbst Beiträge leis­
ten. Das ist nicht 
schön, aber alterna­
tivlos - vor allem, 
solange wir keine 
Eingriffe ins Leis­
tungsrecht wollen. 
Berücksichtigen wir 
gemeinsam diese 
Einsichten, dann bin 
ich zuversichtlich, 
dass die Zusatzver­
sorgung langfristig 
stabil bleibt. Aller-

dings sind Stabilität und Reformbedarf 
nicht zwingend Gegensätze. Was jedoch 
ärgerlich war, war im letzten Jahr der Ver­
such der VKA, die Beschäftigten pauschal 
zur Kasse zu bitten, ohne den Bedarf erklä­
ren zu wollen und zu können. Das war 
nicht eben eine vertrauensbildende Maß­
nahme und darauf haben wir auch ent­

sprechend reagier.t. 

tacheles SPEZIAL: Sind Sie mit diesen 
Wahrheiten schon bis zu den Mitgliedern 
vorgedrungen? 

Russ: Zu den meisten schon. Es ist ja auch 
keine revolutionäre Erkenntnis, dass man 

nichts rausholen kann, wo man vorher 
nichts reingesteckt hat. Aber ich kann 
mich an zahlreiche hitzige Debatten, zum 
Beispiel während unserer Branchentage, 
erinnern, in denen der eine oder andere 
wünschte, das Geld, das er in die Zusatz­
versorgung stecken müsse, lieber selbst 

anlegen zu dürfen. Das ist in der Sache 
natürlich absurd, wenn man einen Blick 
auf die sehr beschränkten Möglichkeiten 
auf dem Kapitalmarkt wirft. 
Allerdings muss man auch sehen, dass die 
Angst vor massiven Einschnitten und Ver­
lusten im kollektiven Gedächtnis unserer 
Bevölkerung tief eingegraben ist. Schließ­
lich hat es in den letzten 100 Jahren genü­
gend schlimme Situationen gegeben, wo 
die Bürger, vor allem die Arbeitnehmer, 
ohne Eigenverschulden buchstäblich vor 
dem Nichts standen. Und wenn man weiß, 
dass mehr als ein Viertel der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst älter als SS Jahre ist 
und weitere 30 Prozent zwischen 4S und 
S4 Jahren alt sind, dann weiß ich, dass 
das Zusatzversorgungsthema ein gewerk­
schaftliches Topthema ist. Es ist aber auch 
ein Zukunftsthema. 

tacheles SPEZIAL: Wie meinen Sie das? 

Russ: In der 2017er-Einkommensrunde 
spielte die Zusatzversorgung keine Rolle, 
aber 201S und 2016 schon. Und da kann 
ich mich gut erinnern, dass es auch viele 
junge Menschen waren, die unsere Ban­
ner mit der Aufschrift „Hände weg von der 
Zusatzversorgung" getragen haben. Ich 
habe mich zunächst gewundert, aber die 
jungen Leute haben Recht. Wer gut aus­
gebildet in den öffentlichen Dienst geht, 
macht das in der Regel nicht, weil dort das 
ganz große Geld auf ihn wartet. Er hat viel­
mehr eine konkrete Vorstellung von einer 
erfüllenden Arbeit und von einer siche­
ren Bezahlung und Altersversorgung. Nie­
mand ist zu jung, um das zu bedenken. • 
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,. Zusatzversorgung 

Zusatzversorgung für Arbeitnehmer 

Betriebsrente im öffentlichen Dienst 

Die aktuellen Diskussionen über die Höhe 
der Rentenansprüche aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung und deren Kos­
ten führen zunehmend auch bei den jün­
geren Arbeitnehmern dazu, dass sie sich 
Gedanken über ihre finanzielle Absiche­
rung im Rentenalter machen. Klar ist, dass 
die durchschnittliche Höhe der Rente ab 
dem Jahr 2030 gegenüber dem heutigen 
Stand sinken wird. 

Ergänzendes zweites Standbein 
enorm wichtig 

Da die gesetzliche Rente für Arbeitneh­
mer selbst mit ununterbrochener Vollbe­
schäftigung und Durchschnittsverdienst 
nicht ausreichen wird, um im Alter finan­
ziell vollumfänglich abgesichert zu sein, 
ist ein zweites Standbein zur Ergänzung 
der gesetzlichen Rente enorm wichtig. 
Für die Tarifbeschäftigten im öffentli­
chen Dienst existiert ein solches zweites 
Standbein schon seit langer Zeit. Es han­
delt sich dabei um die zusätzliche Alters­
und Hinterbliebenenversorgung (kurz: 
Zusatzversorgung). Diese Zusatzversor­
gung ist praktisch die Betriebsrente für 
den gesamten Arbeitnehmerbereich im 
öffentlichen Dienst. 

Tarifvertraglich abgesichert 

In den wichtigen Manteltarifverträgen 
für den öffentlichen Dienst TVöD und 

Leistungsrecht 

TV-L (sowie TV-H) ist der grundsätzliche 
Anspruch auf eine Zusatzversorgung für 
alle Arbeitnehmer fest verankert. 
Es handelt sich also nicht um eine freiwil­
lige Leistung des Arbeitgebers, sondern 
um einen tarifvertraglich verbrieften 
Anspruch, der notfalls auch gerichtlich 
eingeklagt werden könnte. Die Einzel­
heiten der Zusatzversorgung sind in den 
Tarifverträgen ATV und ATV-K geregelt. 
Sie unterscheiden sich praktisch nur im 
Geltungsbereich. 
Der ATV gilt für alle Tarifbeschäftigten, 
deren Arbeitgeber Beteiligter bei der Ver­
sorgungsanstalt des Bundes und der Län­
der (VBL) ist. Der ATV-K gilt für Arbeit­
nehmer von Beteiligten einer der mehr 
als zwanzig kommunalen Zusatzversor­
gungseinrichtungen. • 

ATV 

Tarifvertrag über die betriebliche Al­
tersversorgung der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag 
Altersversorgung-ATV) 

ATV-K 

Tarifvertrag über die zusätzliche 
Altersvorsorge der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes (Altersvorsorge­
TV-Kommunal -ATV-K) 

Gleiche Ansprüche bei allen 
Zusatzversorgungskassen 

Unabhängig davon, ob der Beschäftigte 
bei der VBL oder einer der kommunalen 
Zusatzversorgungskassen versichert ist, 
gilt für alle das gleiche Leistungsrecht. Die 
Voraussetzungen für einen Anspruch auf 
Betriebsrente und die Höhe sind also in 
allen Einrichtungen einheitlich geregelt. 
Auch wenn Arbeitnehmerbeiträge zur 
Zusatzversorgung das laufende Nettoein­
kommen natürlich belasten, rechtfertigt 
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sich der Aufwand durch ein im Vergleich 
zu anderen Betriebsrentenmodellen 
großes Leistungsangebot. Neben den 
Betriebsrenten zahlen die Zusatzversor­
gungskassen so genannte Zurechnungs­
renten im Falle der Erwerbsminderung 
und Hinterbliebenenrenten. Zusätzlich 
werden Versorgungspunkte für Zeiten 
des Mutterschutzes und der Kindererzie­
hung zuerkannt. • 

Immer aktuell informiert 

tacheles und 
tacheles GESUNDHEIT 
im Abo 

Die Tarifmagazine tacheles und tache­
les GESUNDHEIT sind seit vielen Jahren 
eine gute Informationsquelle für alles 
rund um das Tarifgeschäft im öffent­
lichen Dienst. Beide Hefte werden als 
Print-Produkte gefertigt, damit sie vor 
Ort ausgelegt und auch zur Mitglie­
derwerbung genutzt werden können 
- der tacheles mit zehn und der tache­
les GESUNDHEIT mit vier Ausgaben pro 
Jahr. Die Magazine sind kostenlos; nur 
die Kosten für Porto und Verpackung 
sind vom Besteller zu tragen. 
Alle wichtigen Tarifthemen des öffent­
lichen Dienstes, Hintergrundinforma­
tionen sowie Ratgeber rund um das 
Arbeitsleben werden in den tacheles­
Magazinen erörtert. Abgerundet wird 
dies durch die Besprechung von Urtei­
len und Beschlüssen der (Arbeits-) 
Gerichtsbarkeit. Mit den tacheles-Hef­
ten sind Sie immer über das aktuelle 
Tarifgeschehen informiert. Die Inhalte 
des tacheles GESUNDHEIT fokussieren 
sich dabei auf (Tarif-)Themen aus den 
Krankenhäusern, Universitätskliniken 
oder dem Rettungsdienst. 
Gerne geben wir Ihnen die Möglich­
keit, den tacheles oder den tacheles 
GESUNDHEIT im Abonnement zu bezie­
hen. Das Abonnement ist jederzeit 
zur nächsten Ausgabe kündbar. Rech­
nungs- und Lieferadresse können auf 
Wunsch voneinander abweichen. 
Wir freuen uns, wenn wir Sie als neue 
Leserin oder neuen Leser begrüßen 
dürfen. Abonnement- und Versandkos­
tenanfragen oder Fragen zur Bestell­
abwicklung können Sie gerne unter 
tacheles@dbb.de an uns richten. • 



Referenzentgelt und Altersfaktor 
Beispiel 

Betriebsrenten nach dem Punktemodell . Berechnung bei einem 25-jährigen 
Arbeitnehmer mit einem Jahresein­
kommen von 24.000 Euro: 

Die Zusatzversorgung wird nach dem so 
genannten Punktemodell durchgeführt. 
Dabei wird in jedem Jahr der Beschäf­

tigung das zusatzversorgungspflichtige 
Bruttoeinkommen durch ein fixes Refe­
renzentgelt geteilt und das Ergebnis mit 
einem Altersfaktor multipliziert. Das 
Referenzentgelt (RE} beträgt 12.000 Euro 

im Jahr. Der jeweilige Altersfaktor (AF} 
verringert sich von 3,1 für das Lebensalter 
17 auf 0,8 ab dem Lebensalter 62. Beide 
Rechengrößen sind für jeden nachvoll­
ziehbar in den Tarifverträgen ATV / ATV-K 
aufgeführt. 
Der maßgebliche § 8 im ATV / ATV-K lau­

tet: 

§ 8 Versorgungspunkte 
(1) 1Versorgungspunkte ergeben sich 

a) für das zusatzversorgungspflichtige 
Entgelt(§ 15), 

b} für soziale Komponenten (§ 9} und 
c) als Bonuspunkte(§ 19}. 

2Die Versorgungspunkte nach Satz 1 
Buchst. a und b werden jeweils zum Ende 
des Kalenderjahres bzw. zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
festgestellt und dem Versorgungskonto 
gutgeschrieben; die Feststellung und 
Gutschrift der Bonuspunkte erfolgt zum 

Ende des folgenden Kalenderjahres. 3Ver­
sorgungspunkte werden jeweils auf zwei 
Nachkommastellen unter gemein üblicher 
Rundung berechnet. 
(2) 1Die Anzahl der Versorgungspunkte 
für ein Kalenderjahr nach Absatz 1 Satz 1 
Buchst. a ergibt sich aus dem Verhältnis 
eines Zwölftels des zusatzversorgungs­
pflichtigen Jahresentgelts zum Referen­
zentgelt von 1.000 Euro, multipliziert mit 
dem Altersfaktor (Absatz 3}; dies ent­
spricht einer Beitragsleistung von vier 
v.H. des zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts. 2Bei einer vor dem 1. Januar 2003 
vereinbarten Altersteilzeit auf der Grund­

lage des Altersteilzeitgesetzes werden die 
Versorgungspunkte nach Satz 1 mit dem 
1,8-fachen berücksichtigt, soweit sie nicht 
auf Entgelten beruhen, die in voller Höhe 
zustehen. 
(3) Der Altersfaktor beinhaltet eine jähr­
liche Verzinsung von 3,25 v.H . während 

der Anwartschaftsphase und von 5,25 v.H . 
während des Rentenbezuges und richtet 
sich nach der folgenden Tabelle (siehe 
Altersfaktortabel/e); dabei gilt als Alter die 

Differenz zwischen dem jeweiligen Kalen­

derjahr und dem Geburtsjahr. 

Als Ergebnis der im Tarifvertrag vorgege­
benen Berechnung ergeben sich die Ver­
sorgungspunkte (VP} für das Beschäfti­
gungsjahr. 
Diese Berechnung wird für jedes Beschäf­
tigungsjahr durchgeführt. In dem unten 

aufgeführten Beispiel (siehe Berechnungs­
beispiel Rentenbausteine) sind für einen 
Beschäftigten, der im Alter von 24 Jah­
ren bei einem Anfangsgehalt von jährlich 
30.960,00 Euro in den öffentlichen Dienst 
eingetreten ist, die jährlich erworbenen 
Rentenbausteine an Versorgungspunkten 
dargestellt und aufaddiert. Dabei wurde 

angenommen, dass sich das Jahresentgelt 
infolge von linearen Steigerungen jedes 
Jahr um l,S Prozent erhöht. Einkommens­
verbesserungen durch mögliche Höher-

Alte rsfa ktorta belle 

Für dieses Jahr ergibt sich folgende Ren­
tenanwartschaft: 24.000 Euro (Jahres­

gehalt} : 12.000 {RE) x 2,4 {AF) = 4,8 VP. 
Multipliziert mit dem Messbetrag von 
4,00 Euro entspricht dies einem Renten­
baustein von 19,20 Euro Monatsrente. 

gruppierungen sind dabei aus Vereinfa­
chungsgründen nicht unterstellt. Auch auf 
die Einberechnung von Erhöhungen durch 
das Aufsteigen in den Erfahrungsstufen 
wurde verzichtet. In diesem Beispielsfall 
wurden nach dem 66. Lebensjahr also ins­
gesamt 203,61 VP erreicht. Für die Berech­
nung der tatsächlichen Betriebsrente wer­
den diese Versorgungspunkte mit dem 
Messbetrag von 4,00 Euro multipliziert 
und so in einen monatlichen Rentenbe­

trag umgerechnet. Bei 203,61 VP ergibt 
dies also einen monatlichen Bruttoren­
tenanspruch von 814,44 Euro. • 

••&·------17 3,1 29 2,1 41 1,5 53 1,0 
18 3,0 30 2,0 42 1,4 54 1,0 
19 2,9 31 2,0 43 1,4 55 1,0 
20 2,8 32 1,9 44 1,3 56 1,0 
21 2,7 33 1,9 45 1,3 57 0,9 
22 2,6 34 1,8 46 1,3 58 0,9 

23 2,5 35 1,7 47 1,2 59 0,9 
-

24 2,4 36 1,7 48 1,2 60 0,9 
25 2,4 37 1,6 49 1,2 61 0,9 
26 2,3 38 1,6 so 1,1 62 0,8 
27 2,2 39 1,6 51 1,1 63 0,8 
28 2,2 40 1,5 52 1,1 64 0,8 

und älter 

Berechnungsbeispiel Rentenbausteine (VP} ••••••• „ •• 
24 6,19 33 5,60 42 4,72 51 4,24 

60 
3,97 

6,19 58,87 104,53 144,78 180,86 

25 6,28 34 5,39 43 4,79 
52 

4,31 61 4,03 
12,47 64,26 10~32 149,09 184,89 

26 6,11 
35 5,17 44 4,52 53 3,97 62 3,63 

18,58 69,43 113,84 153,06 188,52 

27 5,94 
36 

5,24 
45 4,59 54 

4,03 
63 3,69 

24,52 74,67 118,43 157,09 192,21 

28 6,02 37 5,01 
46 

4,65 
55 

4,09 
64 

3,74 
30,54 79,68 123,08 161,18 195,95 

29 5,84 
38 

5,08 
47 

4,36 
56 

4,15 
65 3,80 

36,38 84,76 127,44 165,33 199,75 

30 5,64 
39 

5,16 
48 

4,43 
57 

3,80 
66 

3,86 
42,02 89,92 131,87 169,13 203,61 

31 5,73 
40 

4,91 
49 

4,49 
58 

3,85 
47,75 94,83 136,36 172,98 

31 5,52 
41 

4,98 
50 

4,18 
59 

3,91 
53,27 99,81 140,54 176,89 
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Rentenansprüche vor der Regelaltersgrenze 

Volle oder teilweise Erwerbsminderung 

Die Zusatzversorgung springt auch in den 
Fällen ein, in denen ein Arbeitnehmer auf­

grund einer Erkrankung voll oder teilweise 
erwerbsgemindert wird. Gerade wenn ein 
solcher Fall in jungen Jahren eintritt, sind 
im Regelfall sowohl in der gesetzlichen 
Rente als auch bei der Zusatzversorgung 
erst wenige Rentenanwartschaften auf­

gebaut worden. 

Beispiel 1 
Der Fall der Erwerbsminderung tritt 
im Alter von 52 Jahren und 3 Mona­
ten ein. Das letzte durchschnittliche 

Bruttogehalt betrug 3.000 Euro monat­
lich, geteilt durch das (monatliche) RE 
von 1.000 Euro ergeben sich 3 VP. Die 
Zurechnungszeit bis zur Vollendung des 
60. Lebensjahrs beträgt 93 Monate, 
geteilt durch 12 = 7,75 Jahre, also 1 Jahre 
x 3 VP = 21 VP. 
Bei dieser Berechnung erfolgt keine 
Berücksichtigung der Altersfaktoren. 

Beispiel 2 
Betriebsrente für den Fall der vollen 
Erwerbsminderung: 
Die am 8. September 1980 geborene 
Beschäftigte, die am 1. Januar 2004 in 

den öffentlichen Dienst eingetreten ist, 
hat bis zum Eintritt des Rentenfalls der 
vollen Erwerbsminderung am 1. April 
2017 insgesamt 80 VP erreicht. Ihr letz-

Weitere Leistungen 

Hier wird die Zusatzversorgung mit der 
so genannten Zurechnungsrente aufge­

stockt. Dabei werden zu den tatsächlich 
erworbenen Versorgungspunkten auf der 
Basis des zuletzt vor der Erwerbsminde­
rung gezahlten Bruttoeinkommens bis 
zum 60. Lebensjahr für jedes volle Kalen­
derjahr Versorgungspunkte hinzugerech­

net. • 

tes monatliches Bruttoeinkommen im 
Durchschnitt der letzten drei Jahre war 
2.800 Euro. Daraus ergeben sich bis zum 
vollendeten 60. Lebensjahr am 8. Sep­
tember 2040 folgende zusätzliche Ver­
sorgungspunkte: 2.800 Euro (Bruttoge­
halt): 1.000 {RE) x 23 (volle Kalenderjahre) 
= 64,4 VP. 
Zusammen mit den bisher erreichten 80 
VP ergeben sich 144,4 VP. Multipliziert 
mit dem Messbetrag von 4,00 Euro ent­
spricht dies einem Zwischenwert von 
577,60 Euro. Im Falle einer teilweisen 
Erwerbsminderung würde dieser Wert 
halbiert. Für den tatsächlichen Brutto­
rentenbetrag der Erwerbsminderungs­
rente erfolgt noch ein Abzug von 10,8 
Prozent wegen der vorzeitigen Inan­
spruchnahme. Im Beispielsfall ergibt 
sich also ein Rentenanspruch von 515,22 
Euro monatlich, der die Erwerbsminde­
rungsrente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung aufstockt. 

Mutterschutz, Elternzeit, Hinterbliebene 

In Zeiten der Beschäftigungsverbote nach 
dem Mutterschutzgesetz werden Versor­
gungspunkte in der Höhe zuerkannt, als 
ob das Bruttoeinkommen wie bei einer 
Entgeltfortzahlung weitergezahlt wor­
den wäre. 
In Zeiten, in denen das Arbeitsverhältnis 
wegen der Elternzeit ruht, werden Versor­
gungspunkte auf der Basis eines unter­
ste.llten Bruttoeinkommens von 500 Euro 
gutgeschrieben. Angenommen, es wird 
Elternzeit für zwölf Monate im 30. Lebens-
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jahr genommen, werden hierfür 0,5 {500: 
1.000) x 2 (AF) = 1 VP gutgeschrieben. Pro 
Kind können höchstens 36 Monate auf 
diese Weise berücksichtigt werden. 

Hinterbliebenenrente 

Unter den gleichen Voraussetzungen 
wie in der gesetzlichen Rente erhalten 
auch die Hinterbliebenen einen Teil des 
Betriebsrentenanspruchs des Verstorbe­
nen weitergezahlt. • 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

Finanzierung 

Eine zusätzliche finanzielle Absicherung 
im Alter ist nicht zum Nulltarif zu haben. 
Die Zusatzversorgung wird grundsätz­
lich durch Arbeitgeber- und Arbeitneh­
merbeiträge finanziert. Obwohl das Leis­
tungsrecht in allen Einrichtungen gleich 
ist, ist die Höhe der Beiträge je nach Ver­
mögenslage und Zusammensetzung des 
Versichertenbestands der Zusatzversor­

gungskasse zum Teil sehr unterschiedlich. 

Abrechnungsverbände Ost und West 

Bei der VBL, der Einrichtung mit dem größ­
ten Versicherten bestand, wird unterschie­
den zwischen den Abrechnungsverbän­

den {AV) Ost und West. Im AV Ost, in dem 
im Wesentlichen die Beschäftigten der 
neuen Bundesländer versichert sind, wird 
der Arbeitnehmeranteil für alle schritt­
weise bis 2018 auf 4,25 Prozent des Brut­
toentgelts angehoben, im AV West aufl,81 
Prozent. Der Unterschied ist in der unter­
schiedlichen Finanzierungsform begrün­

det. Der AV Ost ist kapitalgedeckt ange­
legt. Ein nennenswerter Anteil der Kosten 
bei kapitalgedeckten Modellen soll über 
Zinseinnahmen abgedeckt werden. Bei 
der seit einiger Zeit andauernden Niedrig­
zinsphase, die sich beispielsweise auch bei 
Kapitallebensversicherungen negativ aus­
wirkt, fallen diese Zinseinnahmen zuneh­

mend niedriger aus. Eine denkbare Folge 
wäre, dass die Leistungen aus der Zusatz­
versorgung reduziert werden müssten. Da 
die Gewerkschaften aus nachvollziehba­
ren Gründen darauf bestanden haben, das 
Leistungsrecht für den gesamten öffent­
lichen Dienst einheitlich auszugestalten, 
blieb als Konsequenz nur, den Beitrag zu 
erhöhen. Da die Beiträge zur Kapitalde­
ckung steuerbegünstigt sind, wird ein Teil 
der Zusatzbelastung beim Nettoeinkom­
men wieder ausgeglichen. 

Kommunale Einrichtungen 

Bei den kommunalen Zusatzversorgungs­
einrichtungen werden derzeit Umlagen 
beziehungsweise Beitragssätze von bis zu 
6,5 Prozent bei einer Arbeitnehmerbetei­
ligung von bis zu zwei Prozent erhoben. 
Mit diesen Finanzierungsbeiträgen der 
Arbeitnehmer sind die Betriebsrenten der 
Zusatzversorgung dauerhaft in allen Kas­
sen gesichert. • 



Privatisierte Bereiche 

Vorbild Zusatzversorgung 

Zusatzversorgung 

Die Mitgliedsgewerkschaften des dbb 
organisieren viele Beschäftigte außer­
halb der Kernbereiche des öffentlichen 
Dienstes, beispielsweise in den privati­
sierten Bereichen bei Nahverkehr, Flug­
häfen oder der Gesundheitsbranche. 
Dort gelten in der Regel nicht die Tarif­
verträge des öffentlichen Dienstes, also 
auch nicht die Tarifverträge zur Zusatz­
versorgung, ATV und ATV-K. In den dort 
stattfindenden Tarifverhandlungen ist es 
ein Ziel des dbb, Regelungen zur Alters­
versorgung mit aufzunehmen. Die vor­
handenen Vereinbarungen reichen von 
Regelungen über einen Kapitalkonten­
plan über Entgeltumwandlungsregelun­
gen mit und ohne Arbeitgeberbeteili­
gung bis zu reinen Öffnungsklauseln für 
betriebliche Regelungen. Zu beachten ist 
in diesem Zusammenhang, dass im „klas­
sischen" öffentlichen Dienst die Entgelt­
umwandlung zusätzlich zur Zusatzver­
sorgung ermöglicht wird, allerdings ohne 
Beiträge der Arbeitgeber. 
Grundlage sind der Tarifvertrag zur Ent­
geltumwandlung im kommunalen öffent­
lichen Dienst und der Tarifvertrag zur Ent­
geltumwandlung für die Beschäftigten 
des Bundes und der Länder. 

Stadt Naunhof 

Ein Bereich, in dem es dem dbb gelungen 
ist, die Bindung an den TVöD und damit 
auch an den ATV-K zu erreichen, ist die 
Stadt Naunhof. Nach mehr als einjähri­
gen Verhandlungen wurde ein mehr als 
20 Jahre bestehender Missstand beendet 
und in der sächsischen Gemeinde wie­
de.r ein Tarifvertrag eingeführt. Zwar war 
die Stadt Naunhof auch zuvor Mitglied 
in der Zusatzversorgungskasse. Es wurde 

jedoch nicht sauber abgerechnet. Teil­
weise kam es zu mehrjährigen Ausfällen 
bei der Zahlung der Arbeitgeberbeiträge. 
Erst mit der tarifvertraglichen Bindung 
herrscht wieder Rechtssicherheit. 

Nahverkehr 

Im Bereich des Nahverkehrs sind die 
Beschäftigten in den jeweiligen kommu­
nalen Zusatzversorgungskassen versi­
chert. Im privatisierten Bereich des Nah­
verkehrs fehlt es jedoch in der Regel an 
tariflichen Bestimmungen zur Altersver­
sorgung oder Entgeltumwandlung, so 
etwa im Haustarifvertrag der Verkehrs­
gesellschaft Wiesmoor mbH. Im Hausta­
rifvertrag der Lübeck Travemünder Ver­
kehrsgesellschaft mbH findet sich eine 
Regelung, nach der „im Rahmen freiwil­
liger Betriebsvereinbarungen Regelun­
gen über eine betriebliche Altersvorsorge 
getroffen werden können." 

Flughäfen 

Für viele Mitarbeiter an Flughäfen gilt 
nach wie vor der TVöD. Damit greifen 
dort auch die Bestimmungen zur Zusatz­
versorgung. Dies gilt jedoch längst nicht 
(mehr) für alle Beschäftigten. Am Flug­
hafen Frankfurt-Hahn hat der dbb einen 
Tarifvertrag zur betrieblichen Altersver­
sorgung abgeschlossen, der die Einrich­
tung von Versorgungskonten regelt. Der 
Arbeitgeber stellt für Vollzeitbeschäf­
tigte jährlich je 613,55 Euro bereit. Der 
Arbeitgeberbeitrag erhöht sich um 10 

Euro monatlich, wenn der Arbeitnehmer 
monatlich ebenfalls 10 Euro im Wege der 
Entgeltumwandlung beisteuert. 
Der Tarifvertrag für Beschäftigte bei den 
Bodenverkehrsdienst-Gesellschaften in 
Hamburg (TV BVD), der Manteltarifver­
trag für Sicherheitskräfte an Verkehrs­
flughäfen (MTV Aviation) sowie der bei 
der Fraport Ground Services GmbH (Fra­
Ground) abgeschlossene Entgeltrah­
mentarifvertrag enthalten Regelun­
gen zur Entgeltumwandlung. Gemäß TV 
BVD zahlt der Arbeitgeber einen Beitrag 
von zehn Prozent des vom Arbeitneh­
mer beantragten Umwandlungsbetrags, 
solange das rentenversicherungspflich ­
tige Entgelt des Vorjahres die Beitragsbe­
messungsgrenze zur Rentenversicherung 

nicht überschritten hat. Nach MTV Avi­
ation kann der Beschäftigte zum Zweck 
der betrieblichen Altersvorsorge auf tarif­
liche Bezüge von bis zu vier Prozent der 
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetz­
lichen Rentenversicherung verzichten. 
Innerhalb dieser Grenze ist ein Arbeitge­
berzuschuss von zwölf Prozent des umge­
wandelten Betrags zu zahlen, wenn im 
Rahmen einer Betriebsvereinbarung eine 
Regelung zur Entgeltumwandlung getrof­
fen wurde. Der Entgeltrahmentarifvertrag 
FraGround enthält die Möglichkeit einer 
Entgeltumwandlung ohne Arbeitgeber­
beitrag. Der Tarifvertrag über die Arbeits­
bedingungen der Beschäftigten der Losch 
Airport Service Stuttgart GmbH (TV LAS) 
sieht eine betriebliche Altersversorgung 
für Beschäftigte vor, die länger als zwei 
Jahre bei der LAS tätig sind. Jährlich auf­
bauend bis 2017 übernimmt der Arbeitge­
ber einen Anteil in Höhe von vier Prozent 
der durchschnittlichen Bruttovergütung. 
Der neue Tarifvertrag für die Stuttgart Air­
port Ground Handling GmbH (SAG) wird 
eine Regelung zur betrieblichen Alters­
versorgung bei einer ununterbrochenen 
Beschäftigungszeit von mindestens zwei 
Jahren enthalten. Der Arbeitnehmerbei­
trag wird schrittweise bis zum Jahr 2020 

auf ein Prozent des durchschnittlichen 
Bruttoentgelts ansteigen, der Arbeitge­
berbeitrag auf vier Prozent zuzüglich eines 
Beitrags in Höhe der durch die Arbeit­
nehmerbeteiligung eingesparten Arbeit­
geberbeiträge zur Sozialversicherung, ins­
gesamt daher 5,2 Prozent. 

Gesundheitsbereich 

Gerade die von Krankenhäusern gegrün­
deten Servicegesellschaften unterliegen 
oftmals keiner Tarifbindung. Somit feh­
len auch Regelungen zu Betriebsrenten 
oder Entgeltumwandlung. Zum Beispiel 
die Forderung des dbb nach Annäherung 
an den TVöD im Rahmen der Tarifver­
handlungen bei der ServiceDO (Tochter­
gesellschaft des Klinikums Dortmund) 
inklusive des Beitritts zu einer Zusatzver­
sorgungskasse führten letztlich mit zum 
gänzlichen Scheitern einer tarifvertragli­
chen Einigung. 
Die Kosten der Arbeitgeber, die bei Bei­
tritt zu einer Zusatzversorgungseinrich­
tung entstehen, sollen gerade durch Pri­
vatisierung und Outsourcing eingespart 
werden. Der dbb sieht es als seine Auf­
gabe an, auch den Kollegen in privati­
sierten Bereichen per Tarifvertrag eine 
betriebliche Altersversorgung zukommen 
zu lassen. • 
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Der dbb hilft! 

Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten 
kompetente Fachgewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,2 
Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des öffentlichen Diens­
tes und seiner privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in 
tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer 
persönlichen und überzeugenden Ansprache jedes Mitglieds 
schafft auch das nötige Vertrauen in die Durchsetzungskraft 
einer Solidargemeinschaft. 

dbb 
beamtenbund 
und tarifunion 

Bestellung weiterer Informationen 

Name 

Vorname 

Straße 

PLZ/Ort 

Dienststelle/Betrieb 

Beruf 

Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonder­
heiten im öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. 
Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren 
schnell und vor Ort über www.dbb.de, über die Flugblätter dbb 
aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles. 

Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fach­
gewerkschaft von dbb beamtenbund und tarifunion - es lohnt 
sich! 

Beschäftigt als: 

Ta ri fbeschäftigte/r 
Beamter/Beamtin 
Rentner/in 

Azubi, Schüler/in 
Anwärter/in 
Versorgu ngsem pfä nger/i n 

Ich möchte we itere Informationen über den dbb erhalten. 

Ich möchte mehr Informat ionen über die für mich 
zuständige Gewerkschaft erhalten. 

Bitt e schicken Sie mir das Antragsformular zur Aufnahme 
in die für mich zuständige Gewerkschaft. 

Ich bin mit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung meiner Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben 
und Zwecke des dbb und seiner Mitgliedsgewerkschaften notwendig sind, einverstanden. 

Datum/ Unterschrift 

Unter dem Dach des dbb bieten kompetente Fachgewerkschaften eine starke Interessenvertretung 
und qualifizierten Rechtsschutz. Wir vermitteln Ihnen gern die passende Gewerkschaftsadresse. 

dbb beamtenbund und tarifunion, Geschäftsbereich Tarif, Frledrlchstraße 169, 10117 Berlin, 
Telefon: 030. 4081-5400, Fax: 030.4081-4399, E-Mail : tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de 

Der dbb ist das Dach von 42 Gewerkschaften. 
Eine davon ist auch in Ihrer Nähe. 

dbb 
beamtenbund 
und tarifunion 

dbb beamtenbund und tarifunion 
Geschäftsbereich Tarif 
Friedrichstraße 169, 10117 Berlin 
Telefon: 030. 40 81- 54 00, Fax: 030. 40 81-43 99 
E-Mail : tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de 


